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Pressemitteilung:

In Sachen „Schrottimmobilien“:

Hanseatisches Oberlandesgericht in Bremen setzte EuGH-Vorgaben zugunsten der Opfer von minderwertigen Immobilienfinanzierungen um

Der 2. Senat des Hanseatischen Oberlandesgerichts Bremen unter seinem Vorsitzenden Blum dürfte am heutigen Tage (2.3.2006) eine richtungweisende Entscheidung zugunsten von Schrottimmobilienopfern gefällt haben (Az: 2 U 20/02). Es ging um die Frage, ob der Verbraucher auf dem Schaden und der minderwertigen Immobilie sitzen bleibt, wenn die Finanzierung ein Haustürgeschäft gewesen ist und die Bank über das Widerrufsrecht nicht richtig belehrt hat, oder ob dieses Risiko die Bank übernehmen muss.

Dasselbe Gericht hatte dieses Problem bereits dem Europäischen Gerichtshof vorgelegt, weil es mit der verbraucherunfreundlichen Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes dazu nicht einverstanden war. Dieser ließ das Risiko bei solchen Geschäften grundsätzlich beim Darlehensnehmer. 

Der EuGH hatte dann in zwei grundlegenden Entscheidungen vom 25.10.2005 festgestellt, dass diese nachteilige Rechtsprechung gegen Europarecht verstößt und den deutschen Gerichten zur Auflage gemacht, den Verbraucher zu schützen, wenn die finanzierende Bank ihn nicht oder fehlerhaft über das Widerrufsrecht bei Haustürgeschäften belehrt (Az.: C 229/04 und 350/03). 

Strittig war seitdem, wie diese Entscheidung in das nationale Recht umzusetzen ist. 

Diese Umsetzung hat das OLG Bremen in dem Urteil nun konsequent zugunsten der Verbraucher kurz dargestellt wie folgt vollzogen:
Wenn eine solche Finanzierung ein so genanntes „Haustürgeschäft“ darstellt (Anbahnung des Vertrages in der Privatwohnung oder am Arbeitsplatz) und die Bank ihren Darlehensnehmer im Kreditvertrag nicht oder nicht ordnungsgemäß über seine Möglichkeit, dieses Geschäft nach dem Haustürwiderrufsgesetz zu widerrufen, informiert hat, muss sie den Verbraucher von den mit dem finanzierten Geschäft verbundenen finanziellen Risiken entlasten. Als Folge der unterlassenen Widerrufsbelehrung muss der Verbraucher so gestellt werden, als habe er weder das Darlehen noch den Immobilienkauf getätigt. Die Bank kann weder das Darlehen noch eventuelle Zinsen zurückverlangen, sondern ist auf die risikobehaftete Schrottimmobilie zu verweisen. Im konkreten Fall wurde die Klage der Bank gegen den Darlehensnehmer auf Rückzahlung des Kredites, den sie wegen Zahlungsverzuges gekündigt hatte, abgewiesen.

Rechtsanwalt Eberhard Ahr aus Bremen, der auch den betroffenen Verbraucher in diesem Verfahren und auch schon vor dem Europäischen Gerichtshof zusammen mit Herrn Rechtsanwalt Dr. Kai-Oliver Knops aus Köln vertreten hat, begrüßte diese Entscheidung ausdrücklich: „Es ist sehr erfreulich, dass das der 2. Senat des HOLG an seiner verbraucherfreundlichen Rechtsprechung zu diesen Fällen festhält. Das Urteil dürfte wesentliche Bedeutung für die Zukunft der Rechtsprechung in den Schrottimmobilienfällen haben. Es ist das erste obergerichtliche Urteil in Deutschland, das sich mit der Umsetzung der Aufsehen erregenden EuGH-Entscheidungen befasst und in erfreulicher Weise zugunsten der Verbraucher vollzieht.“
Juristisch wird die o.g. Rückabwicklung damit begründet, dass die Bank wegen der fehlerhaften Belehrung über das Widerrufsrecht eine Pflichtverletzung begangen und sich dadurch schadensersatzpflichtig gemacht hat. Sie könne sich nicht darauf berufen, dass sie von dieser Belehrungspflicht nicht gewusst habe. Verjährt sind die Rechte nicht.
Rechtsanwalt Ahr rät nun allen Verbrauchern, die solch eine Immobilie finanziert haben, ihre Unterlagen herauszusuchen und überprüfen zu lassen, ob sie von dem Urteil profitieren können. Voraussetzung dafür ist, dass der Vertrag auf eine „Haustürsituation“ zurückgeht und die Widerrufsbelehrung fehlt oder fehlerhaft ist. Für diese Überprüfung geeignet sind die Beratungsstellen der Verbraucherzentralen und besonders auf diesen Anlageschutz spezialisierte Anwaltskanzleien. 

Das Urteil ist noch nicht rechtkräftig, weil das OLG die Revision beim Bundesgerichtshof zugelassen hat. Die Überprüfungsmöglichkeit des BGH ist allerdings auf rechtliche Fehler beschränkt. 

Das Urteil kann im Volltext nachgelesen werden unter: www.rechtsanwalt-ahr.de 

Bremen/Köln, den 2.3.2006

Dr. Kai-Oliver Knops hat im o.g. Verfahren (Crailsheimer Volksbank) als Verfahrensbevollmächtigter (zusammen mit RA Ahr aus Bremen) die Verbraucherseite vor den EuGH vertreten. Er ist Lehrbeauftragter an der Universität Bremen, zugleich Rechtsanwalt beim OLG Köln und vertritt bundesweit geschädigte Anleger. Er ist zudem Mitherausgeber und Autor des Handbuches zum deutschen und europäischen Bankrechts (http://www.bankrechtshandbuch.com), dem Recht der Sanierungsfinanzierung sowie Autor zahlreicher Fachaufsätze zum Bank- und Kapitalmarktrecht.
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